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Das Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten verordnet  
− auf Grund des § 1 Abs. 2 Satz 1, des § 3a Abs. 2 und 3, des § 14a, des § 14b Abs. 2 und 

3, des § 15a Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 Buchstabe a, b, d und e und Nr. 2, des § 19a, des § 22a 
Nr. 1, des § 27 Abs. 3 und des § 53 Nr. 1 des Saatgutverkehrsgesetzes vom 20. August 
1985 (BGBl. I S. 1633), die durch Artikel 1 des Gesetzes vom 21. März 2002 (BGBl. I 
S. 1146) zuletzt geändert worden sind, 

 
− auf Grund des § 19 Abs. 2 Satz 1 und Abs. 3 Nr. 1 des Saatgutverkehrsgesetzes vom 

20. August 1985 (BGBl. I S. 1633), der durch Artikel 1 des Gesetzes vom 21. März 2002 
(BGBl. I S. 1146) zuletzt geändert worden ist, im Einvernehmen mit dem Bundes-
ministerium der Finanzen, 

 
− auf Grund des § 3 Abs. 1 Nr. 1, 2, 3, 5, 6, 9 und 11, des § 4 Satz 1 Nr. 1 in Verbindung 

mit Satz 2 und des § 38 b des Pflanzenschutzgesetzes in der Fassung der Bekannt-
machung vom 14. Mai 1998 (BGBl. I S. 971, 1527, 3512), von denen die §§ 3 und 4 
durch Artikel 186 Nr. 3 der Verordnung vom 29. Oktober 2001 (BGBl. I S. 2785) und 
§ 38b durch Artikel 4 § 1 des Gesetzes vom 6. August 2002 (BGBl. I S. 3082) geändert 
worden sind:    

 

 
Verordnung 

über das Inverkehrbringen von Anbaumaterial 
von Gemüse-, Obst- und Zierpflanzenarten 
(Anbaumaterialverordnung - AGOZV) 1 *) 

                                                 
1 Diese Verordnung dient der Umsetzung folgender Rechtsakte: 

1. Richtlinie 91/682/EWG des Rates vom 19. Dezember 1991 über das Inverkehrbringen von Vermehrungsmaterial und 
Pflanzen von Zierpflanzenarten (ABI. EG Nr. L 376 S. 21); ' 

2. Richtlinie 92/33/EWG des Rates vom 28. April 1992 über das Inverkehrbringen von Gemüsepflanzgut und 
Gemüsevermehrungsmaterial mit Ausnahme von Saatgut (ABI. EG Nr. L 157 S. 1); 

3. Richtlinie 92/34/EWG des Rates vom 28. April 1992 über das Inverkehrbringen von Vermehrungsmaterial und 
Pflanzen von Obstarten zur Fruchterzeugung (ABI. EG Nr. L 157 S. 10); 

4. Richtlinie 93/48/EWG der Kommission vom 23. Juni 1993 zur Festlegung der Tabelle mit den Anforderungen an 
Vermehrungsmaterial und Pflanzen von Obstarten zur Fruchterzeugung gemäß der Richtlinie 92/34/EWG des Rates 
(ABI. EG Nr. L 250 S. 1); 

5. Richtlinie 93/49/EWG der Kommission vom 23. Juni 1993 zur Festlegung der Tabelle mit den Anforderungen an 
Vermehrungsmaterial und Pflanzen von Zierpflanzenarten gemäß der Richtlinie 91/682/ EWG des Rates (ABI. EG 
Nr. L 250 S. 9); 

6. Richtlinie 93/61/EWG der Kommission vom 2. Juli 1993 zur Aufstellung der Tabelle mit den Anforderungen an 
Gemüsepflanzgut und Gemüsevermehrungsmaterial mit Ausnahme von Saatgut gemäß der Richtlinie 92/33/EWG des 
Rates (ABI. EG Nr. L 250 S. 19); 

7. Richtlinie 93/62/EWG der Kommission vom 5. Juli 1993 mit Durchführungsvorschriften für die Überwachung und 
Überprüfung von Versorgern und Einrichtungen gemäß der Richtlinie 92/33/EWG des Rates über das 
Inverkehrbringen von Gemüsepflanzgut und Gemüsevermehrungsmaterial mit Ausnahme von Saatgut (ABI. EG Nr. 
L 250 S. 29); 

8. Richtlinie 93/63/EWG der Kommission vom 5. Juli 1993 mit Durchführungsvorschriften für die Überwachung und 
Überprüfung von Versorgern und Einrichtungen gemäß der Richtlinie 91/682/EWG des Rates über das 
Inverkehrbringen von Vermehrungsmaterial und Pflanzen von Zierpflanzenarten (ABI. EG Nr. L 250 S. 31); 

9. Richtlinie 93/64/EWG der Kommission vom 5. Juli 1993 mit Durchführungsvorschriften für die Überwachung und 
Überprüfung von Versorgern und Einrichtungen gemäß der Richtlinie 92/34/EWG des Rates über das 
Inverkehrbringen von Vermehrungsmaterial und Pflanzen von Obstarten zur Fruchterzeugung (ABI. EG Nr. L 250 S. 
33); 

10. Richtlinie 93/78/EWG der Kommission vom 21. September 1993 mit zusätzlichen Durchführungsbestimmungen für 
die von den Versorgern gemäß der Richtlinie 91/682/EWG des Rates geführten Sortenlisten von 
Vermehrungsmaterial und Pflanzen von Zierpflanzenarten (ABL EG Nr. L 256 S. 19); 
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11. Richtlinie 93/79/EWG der Kommission vom 21. September 1993 mit zusätzlichen Durchführungsbestimmungen für 

die von den Versorgern gemäß der Richtlinie 92/34/EWG des Rates geführten Sortenlisten von Vermehrungsmaterial 
und Pflanzen von Obstarten zur Fruchterzeugung (ABI. EG Nr. L 256 S. 25). 

Die Verpflichtungen aus der Richtlinie 83/189/EWG des Rates vom 28. März 1983 über ein Informationsverfahren auf 
dem Gebiet der Normen und technischen Vorschriften (ABI. EG Nr. L 169 S. 8), zuletzt geändert durch die Richtlinie 
94/10/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. März 1994 (ABI. EG Nr. L 200 S. 30)" sind beachtet 
worden. 

 
*) Diese Verordnung dient der Umsetzung folgender Rechtsakte:  

1. Richtlinie 98/56/EG des Rates vom 20. Juli 1998 über das Inverkehrbringen von Vermehrungsmaterial von 
Zierpflanzen (ABl. EG Nr. L 226 S. 16);  

2. Richtlinie 1999/66/EG der Kommission vom 28. Juni 1999 zur Festlegung von Anforderungen an das vom Versorger 
erstellte Etikett oder sonstige Dokumente gemäß der Richtlinie 98/56/EG des Rates (ABl. EG Nr. L 164 S. 76);  

3. Richtlinie 1999/67/EG der Kommission vom 28. Juni 1999 zur Änderung der Richtlinie 93/49/EWG zur Festlegung 
der Tabelle mit den Anforderungen an Vermehrungsmaterial und Pflanzen von Zierpflanzenarten gemäß der 
Richtlinie 91/682/EWG des Rates (ABl. EG Nr. L 164 S. 78);  

4. Richtlinie 1999/68/EG der Kommission vom 28. Juni 1999 mit zusätzlichen Durchführungsbestimmungen für die 
von den Versorgern gemäß der Richtlinie 98/56/EG des Rates geführten Sortenlisten für Zierpflanzen 
(ABl. EG Nr. L 172 S. 42);  

5. Richtlinie 1999/69/EG der Kommission vom 28. Juni 1999 zur Aufhebung der Vorschriften für die Überwachung 
und Überprüfung von Versorgern und Einrichtungen gemäß der Richtlinie 91/682/EWG des Rates 
(ABl. EG Nr. L 172 S. 44).  
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Abschnitt 1 
Allgemeine Vorschriften 

 

§ 1 
Anwendungsbereich 

 

 Die Vorschriften dieser Verordnung regeln die Anforderungen an Anbaumaterial von 

1. Gemüsearten mit Ausnahme von Saatgut von Gemüsearten, 

2. Obstarten zur Fruchterzeugung sowie 

3. Zierpflanzenarten mit Ausnahme von Anbaumaterial, das für die forstliche oder landwirt-
schaftliche Nutzung bestimmt ist, 

der in der Anlage 1 aufgeführten Arten hinsichtlich des Inverkehrbringens sowie der Einfuhr. 

 

§ 2 
Begriffsbestimmungen 

 

Im Sinne dieser Verordnung sind: 

1. Anbaumaterial, auch Vermehrungsmaterial nach § 2 Abs. 1 Nr. 1a des Saatgutverkehrs-
gesetzes, ist Standardmaterial oder anerkanntes Material: 
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a) der in Anlage 1 aufgeführten Zierpflanzenarten, das zur Erzeugung von Pflanzen zu 
gewerblichen Zwecken bestimmt ist;  

b) der in Anlage 1 aufgeführten Obstarten zur Fruchterzeugung sowie Gemüsearten, das 
entweder zur Erzeugung von Pflanzen zu gewerblichen Zwecken oder sonst zum 
Anbau bestimmt ist; 

c) anderer Arten, sofern es zur Veredelung mit den in Anlage 1 aufgeführten Pflanzen-
arten bestimmt ist; 

 
2. Standardmaterial: 

Anbaumaterial, das die Mindestanforderungen erfüllt; dazu zählt auch Conformitas 
Agraria Communitatis-Material (CAC-Material) von Obstarten zur Fruchterzeugung; 

 
3. Anerkanntes Material von Obstarten zur Fruchterzeugung 

a) Vorstufenmaterial: 

Anbaumaterial, das von einer dem Basismaterial vorhergehenden Vermehrungsstufe 
gewonnen worden und amtlich anerkannt ist; 

b) Basismaterial: 

Anbaumaterial, das aus Vorstufenmaterial gewonnen worden und amtlich anerkannt 
ist; 

c) Zertifiziertes Material: 

Anbaumaterial, das unmittelbar aus Basismaterial, Vorstufenmaterial oder aus 
Zertifiziertem Material zur Erzeugung von Anbaumaterial gewonnen worden und 
amtlich anerkannt ist; 

4. Kategorien: 

Standardmaterial, Vorstufenmaterial, Basismaterial oder Zertifiziertes Material; 

5. Virusfreies Material: 

Anbaumaterial, das amtlich als frei von den in Anlage 4 Spalte 2 aufgeführten Viren, 
virusähnlichen Schadorganismen und Viruskrankheiten befunden worden ist oder als 
virusfrei auf Grund seiner Abstammung von amtlich virusfrei befundenem Anbaumaterial 
gilt; 

6. Virusgetestetes Material: 

Anbaumaterial, das amtlich als frei von den in Anlage 4 Spalte 3 aufgeführten Viren, vi-
rusähnlichen Organismen und Viruskrankheiten befunden worden ist oder als virusge-
testet auf Grund seiner Abstammung von amtlich virusgetestetem Anbaumaterial gilt; 

7. Drittland: 

Staat, der nicht Mitgliedstaat der Europäischen Union ist. 

 

BBA/AG 2007/08 



6 

Abschnitt 2 
Inverkehrbringen 

Unterabschnitt 1 
Allgemeine Vorschriften 

§ 3 
Registrierung 

 

 (1) Wer Anbaumaterial zu gewerblichen Zwecken 

1. in den Verkehr bringen oder 

2. aus einem Drittland einführen will, 

muss von der zuständigen Behörde in ein amtliches Verzeichnis unter Erteilung einer 
Registriernummer aufgenommen worden sein (Registrierung). Die Aufnahme erfolgt auf 
Antrag. 

Der Antrag muss mindestens folgende Angaben enthalten: 

1. Name und Anschrift des Antragstellers, 

2. Name der Person, die über die Pflanzenerzeugung im Betrieb oder, im Fall des Satzes 1 
Nr. 2, die über die Pflanzenerzeugung im Drittland und die Maßnahmen des Pflanzen-
schutzes die erforderlichen Auskünfte geben kann und 

3. botanische Bezeichnung des Anbaumaterials, das in Verkehr gebracht werden soll. 

Die zuständige Behörde kann auch nachträglich weitere Angaben verlangen, soweit dies zur 
Durchführung dieser Verordnung erforderlich ist. 
 
 (2) Der Antragsteller hat der zuständigen Behörde Änderungen der dem Antrag 
zugrundeliegenden Angaben unverzüglich mitzuteilen. 
 
 (3) Der Antragsteller kann auf Angaben verweisen, die bereits zur Registrierung nach § 
13n der Pflanzenbeschauverordnung geführt haben, soweit der Antrag nach Absatz 1 bei der 
für die Registrierung zuständigen Behörde gestellt wird und dieselben Angaben enthalten 
würde. 
 
 (4) Die zuständige Behörde kann die Registrierung auch nachträglich mit Auflagen 
verbinden, um sicherzustellen, dass die Anforderungen an Anbaumaterial nach dieser 
Verordnung eingehalten werden. 
 
 (5) Von der Pflicht zur Registrierung nach Absatz 1 ist ausgenommen, wer 

1. nicht im eigenen Betrieb erzeugtes und für nicht gewerbliche Endverbraucher bestimmtes 
Anbaumaterial von Obst- und Gemüsearten, 

2. Zierpflanzen, die für nicht gewerbliche Endverbraucher bestimmt sind, 

in den Verkehr bringt. 
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§ 4 
Pflichten der Betriebe 

 
 (1) Wer nach § 3 Abs. 1 registriert ist, hat die erforderlichen Maßnahmen in seinem 
Betrieb zu ergreifen, um sicherzustellen, dass das Anbaumaterial die Anforderungen nach § 5 
Abs. 2 und 4 erfüllt. Er hat sicherzustellen, dass Partien während der Pflanzenerzeugung 
gesondert ermittelt werden können, und hat insbesondere regelmäßig zu geeigneten 
Zeitpunkten und mit geeigneten Maßnahmen innerbetriebliche Kontrollen durchzuführen. Die 
Kontrollen erstrecken sich 

1. auf die Qualität des verwendeten Anbaumaterials zu Beginn und während der Pflanzen-
erzeugung,  

2. auf das Auftreten von in Anlage 1 und Anlage 2 der Pflanzenbeschauverordnung Anhang 
I und II der Richtlinie 2000/29/EG des ‚Rates vom 8. Mai 2000 über Maßnahmen zum 
Schutz der Gemeinschaft gegen die Einschleppung und Ausbreitung von 
Schadorganismen der Pflanzen und Pflanzenerzeugnisse (ABl. EG Nr. L 169 S. 1) in der 
jeweils geltenden Fassung aufgeführten Schadorganismen, 

3. im Fall von Zierpflanzen auf das Auftreten von Schadorganismen, die den Gebrauchswert 
des Anbaumaterials herabsetzen, und 

4. im Fall von Obst- und Gemüsearten auf das Auftreten der in Anlage 2 Spalte 2 aufge-
führten Schadorganismen. 

Die Verpackung des Anbaumaterials oder das gelagerte Anbaumaterial sind in die innerbe-
trieblichen Kontrollen einzubeziehen, soweit dies erforderlich ist, um das Auftreten von 
Schadorganismen oder sonstige nachteilige Auswirkungen auf die Qualität des Anbau-
materials zu verhindern. Bei Verdacht auf Befall mit einem Schadorganismus sind im 
Rahmen der innerbetrieblichen Kontrollen auch Proben für Untersuchungen in geeigneten 
Laboren zu entnehmen, soweit dies zur Klärung des Verdachtes erforderlich ist. Die Sätze 2 
bis 4 gelten nicht für denjenigen, der Anbaumaterial von Zierpflanzen nicht selbst erzeugt und 
ausschließlich in den Verkehr bringt oder einführt.  
 
 (2) Wer nach § 3 Abs. 1 registriert ist, muss bei Standardmaterial  

1. über eine Beschreibung der Sorte einschließlich der Sortenbezeichnung und der 
allgemein bekannten Synonyme verfügen, es sei denn, die jeweilige Sorte ist in der 
Fachliteratur ausreichend beschrieben, 

2. Angaben zur Sortenerhaltung und zum angewandten Vermehrungssystem und  

3. Angaben zur Unterscheidung der Sorte von der nächstähnlichen Sorte auf Anfrage der 
zuständigen Behörde machen können. 

 
Satz 1 gilt nicht für denjenigen, der Standardmaterial von Zierpflanzenarten ohne eine Be-
zugnahme auf die Sorte oder Standardmaterial von Gemüsearten in Verkehr bringt. Satz 1 Nr. 
2 und 3 gilt nicht für Betriebe, deren Tätigkeit sich auf das Inverkehrbringen von 
Anbaumaterial von Zierpflanzen und von Obstarten zur Fruchterzeugung beschränkt. Das 
Bundessortenamt macht die Merkmale, die nach § 3a Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe b des 
Saatgutverkehrsgesetzes zu beschreiben sind, sowie die Fachliteratur, die ausreichend genaue 
Sortenbeschreibungen enthält, im Blatt für Sortenwesen bekannt. Die Bekanntmachung kann 
sich auf einen Hinweis auf Veröffentlichungen im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaft 
beschränken. 
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 (3) Wer nach § 3 Abs. 1 registriert ist, hat der zuständigen Behörde unverzüglich 

1. das übermäßige oder nicht zu erwartende (außergewöhnliche) Auftreten oder den 
Verdacht eines außergewöhnlichen Auftretens eines in Anlage 2 Spalte 2 aufgeführten 
Schadorganismus oder 

2. das Auftreten oder den Verdacht eines Auftretens eines in Anlage 1 oder Anlage 2 der 
Pflanzenbeschauverordnung Anhang I und II der Richtlinie 2000/29/EG aufgeführten 
Schadorganismus 

anzuzeigen. Die zuständige Behörde kann Maßnahmen zur Bekämpfung der Schadorganis-
men, insbesondere eine geeignete Behandlung oder die Vernichtung der Befallsgegenstände, 
anordnen. 
 
 (4) Wer nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 registriert ist, hat Aufzeichnungen zu führen über 

1. Art und Stückzahl oder Gewicht des im Betrieb erzeugten Anbaumaterials, 

2. Art und Stückzahl oder Gewicht sowie Empfangsdatum, Lieferant und Erzeuger des 
erworbenen Anbaumaterials, 

3. Art und Stückzahl oder Gewicht sowie Datum des Inverkehrbringens des Anbau-
materials, 

4. die Zusammensetzung einer Sendung, die zur unmittelbaren Abgabe bestimmt ist, soweit 
sie unmittelbar aus Anbaumaterial mit Herkunft aus verschiedenen Betrieben 
zusammengestellt worden ist, 

5. die Referenznummer der Saatgutpartie bei unmittelbar aus Samen erwachsenem 
Anbaumaterial von Gemüse, das in Verkehr gebracht wird, sofern die Referenznummer 
nicht auf dem Warenbegleitpapier nach § 7 Abs. 1 Nr. 6 angegeben wird, 

6. das Auftreten von Schadorganismen, 

7. durchgeführte Bekämpfungsmaßnahmen, 

8. sonstige chemische Maßnahmen, 

9. die Ergebnisse der Kontrollen nach Absatz 1. 

Die Aufzeichnungen können auch durch andere zuverlässig nachprüfbare systematische 
Aufzeichnungen im Rahmen der betrieblichen Buchführung vorgenommen werden. 
 
 (5) Die Aufzeichnungen nach Absatz 4 Satz 1 sind mindestens ein Jahr, im Fall von 
Anbaumaterial von Obstarten zur Fruchterzeugung mindestens drei Jahre, nach Ablauf des 
Jahres, in dem die Aufzeichnungen erstellt worden sind, von demjenigen, der nach § 3 Abs. 1 
registriert ist, aufzubewahren. 
 
 (6) Die Pflichten nach Absatz 1 Satz 1 und Absatz 4 Nr. 6 bis 9 gelten auch für nicht 
registrierte Betriebe, die Anbaumaterial von Zierpflanzenarten, das für nicht gewerbliche 
Endverbraucher bestimmt ist, erzeugen und in den Verkehr bringen. Absatz 4 Satz 2 gilt 
entsprechend.“ 
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§ 5 
Anforderungen an Standardmaterial 

 

 (1) Standardmaterial muss 

1. aus Beständen stammen, die mindestens die Anforderungen nach Absatz 2 erfüllen, und 

2. die Anforderungen nach Absatz 4 erfüllen. 
 
 (2) Bestände, die der Erzeugung von Standardmaterial dienen, müssen mindestens fol-
gende Anforderungen erfüllen: 

1. Der Aufwuchs darf keine deutlich sichtbaren Anzeichen eines Befalls aufweisen mit 

 a) Schadorganismen, die den Gebrauchswert des Anbaumaterials herabsetzen, und 

 b) den in Anlage 2 Spalte 2 aufgeführten Schadorganismen im Fall der dort jeweils in 
Anlage 2 Spalte 1 aufgeführten Obst- und Gemüsearten.“ 

2. Bestände zur Erzeugung des Standardmaterials dürfen keine deutlich sichtbaren sonstigen 
Mängel aufweisen, die den Gebrauchswert des daraus gewonnenen Anbaumaterials 
herabsetzen. 

3. Die in Anlage 3 Spalte 1 genannten Pflanzenarten müssen die in Spalte 2 aufgeführten 
Anforderungen erfüllen. 

4. Bei der Ernte oder bei der Entnahme aus Beständen ist Standardmaterial, das der 
Erzeugung von Pflanzen zu gewerblichen Zwecken dient, partieweise von anderem 
Anbaumaterial getrennt zu halten. 

 
 (3) Bei Befall mit Schadorganismen nach Absatz 2 Nr. 1 oder wenn die Anforderungen 
nach Absatz 2 Nr. 2 und 4 nicht erfüllt sind, ist der Aufwuchs in geeigneter Weise zu behan-
deln oder zu entfernen. 
 
 (4) Standardmaterial muss zum Zeitpunkt des Inverkehrbringens mindestens folgende 
Anforderungen erfüllen: 

1. Es darf keine deutlich sichtbaren Anzeichen eines Befalls aufweisen mit 

 a) Schadorganismen, die den Gebrauchswert des Anbaumaterials herabsetzen, und 

 b) den in Anlage 2 Spalte 2 aufgeführten Schadorganismen im Fall der dort jeweils in 
Anlage 2 Spalte 1 aufgeführten Obst- und Gemüsearten.“ 

2. Im Fall veredelten Anbaumaterials von Zitrusarten für Zierzwecke und zur Fruchterzeu-
gung dürfen die verwendeten Unterlagen nicht für Viroide anfällig sein. 

3. Art und Sorte oder die Pflanzengruppe müssen eine hinreichende Echtheit und Reinheit 
aufweisen. 

4. Das Standardmaterial von 

 a) Obstpflanzen muss einer Sorte oder Pflanzengruppe nach § 3a Abs. 1 Nr. 2 des 
Saatgutverkehrsgesetzes, 

 b) Gemüsepflanzen muss einer Sorte nach § 3a Abs. 1 Nr. 3 des Saatgutverkehrs-
gesetzes oder 
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 c) Zierpflanzen, das mit einer Bezugnahme auf eine Sorte oder Pflanzengruppe in 
Verkehr gebracht wird, muss einer Sorte oder Pflanzengruppe nach § 3a Abs. 1 Nr. 2 
des Saatgutverkehrsgesetzes 

 zugehören. 

5. Das Standardmaterial darf keine Mängel aufweisen, die seinen Gebrauchswert als An-
baumaterial herabsetzen. 

 
  (5) (aufgehoben)     

 

Unterabschnitt 2 
Anerkanntes Anbaumaterial 

von Kern- und Steinobst 

§ 6 
Anerkanntes Anbaumaterial 

 

 (1) Anerkanntes Anbaumaterial zur Erzeugung von Kern- und Steinobst muss die 
Anforderungen an Standardmaterial nach § 5 Abs. 1, 2 und 4 und nach dieser Vorschrift 
erfüllen. 
 
 (2) Auf Antrag kann die zuständige Behörde Anbaumaterial als Vorstufen-, Basis-
material oder Zertifiziertes Material anerkennen, wenn 

1. es einer zugelassenen oder nach dem Sortenschutzgesetz geschützten Sorte angehört, 

2. die Behörde die Bestände mindestens einmal jährlich visuell auf den Befall mit in Anlage 
2 Spalte 2 aufgeführten Schadorganismen untersucht hat und 

3. die Bestände zu solchen anderer Kern- und Steinobstbestände einen ausreichenden 
Abstand aufweisen, der zur Verhinderung des Befalls mit Viren, Viruskrankheiten oder 
virusähnlichen Schadorganismen über Pollen, Vektoren oder Wurzelverwachsungen 
erforderlich ist. 

Der Abstand nach Satz 1 Nr. 3 beträgt bei Basismaterial und Zertifiziertem Material zur 
weiteren Erzeugung von Anbaumaterial mindestens fünfzehn Meter. Die Umgebung dieser 
Bestände muss in einem Umkreis von zweihundertfünfzig Metern frei sein von Kirschenring-
fleckenviren, Scharkakrankheit, Birnenverfall, Apfeltriebsucht und Feuerbrand. Kann die 
zuständige Behörde die Befallsfreiheit mit den genannten Schadorganismen nicht feststellen, 
so kann sie den jeweiligen Bestand des Anbaumaterials auf Befallsfreiheit zum Zweck der 
Anerkennung durch zusätzliche Untersuchungen überprüfen. 
 
 (3) Das Anbaumaterial muss im Falle des Absatzes 2 mindestens folgende Anforde-
rungen erfüllen: 

1. Vorstufenmaterial, das der weiteren Erzeugung von Anbaumaterial dient, muß 

a) aus Ausgangsmaterial hervorgehen oder unmittelbar erzeugt werden, das in einer 
Untersuchung amtlich als virusgetestet nach den in Anlage 4 Spalte 3 oder als 
virusfrei nach den in Anlage 4 Spalte 2 aufgeführten Schadorganismen befunden 
worden ist, 
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b) so gehalten werden, dass ein Befall mit in Anlage 4 Spalte 2 aufgeführten Schad-
organismen verhindert wird. 

Die Bestände müssen mindestens jedes zwanzigste Jahr auf Befall mit Viren, Virus-
krankheiten oder virusähnlichen Schadorganismen untersucht werden. Im Falle von 
Prunusarten müssen die Bestände außerdem blütenfrei gehalten und einmal jährlich auf 
pollen- und blattlausübertragbare Viren untersucht werden. Ausgangsmaterial von 
Vorstufenmaterial ist mit geeigneten Methoden für die amtliche Feststellung der 
Virustestung zu untersuchen. Die Untersuchung kann bei Ausgangsmaterial auch auf 
Virusfreiheit erfolgen. 

2. Basismaterial muss 

 a) unmittelbar, im Falle von Unterlagen auch durch einen zusätzlichen Vermehrungs-
schritt, aus anerkanntem Vorstufenmaterial erzeugt werden und 

b) nach einer Untersuchung amtlich visuell als frei von den in Anlage 4 Spalte 2 aufge-
führten Schadorganismen befunden worden sein. 

Bestände von Basismaterial zur weiteren Erzeugung von Anbaumaterial von Prunusarten 
müssen mindestens einmal jährlich auf blattlausübertragbare und pollenübertragbare 
Viren untersucht werden, bei blütenfreien Beständen ist die Untersuchung auf 
pollenübertragbare Viren nur jedes dritte Jahr erforderlich. Bestände von Kernobstarten 
müssen mindestens jedes sechste Jahr auf Apfeltriebsucht und Birnenverfall untersucht 
werden, sofern die Bestandsfläche nicht in einem Gebiet liegt, das als frei von diesen 
Erregern festgestellt worden ist. 

3. Zertifiziertes Material 

a) Zertifiziertes Material, das zur Erzeugung von Anbaumaterial dient 
(Mutterpflanzen), muss unmittelbar aus anerkanntem Vorstufen- oder Basismaterial 
erzeugt werden; 

b) Zertifiziertes Material, das sonst zum Anbau bestimmt ist, muss unmittelbar aus 
anerkanntem Vorstufen- oder Basismaterial oder Zertifiziertem Material, das zur 
Erzeugung von Anbaumaterial dient, erzeugt werden. 

Zertifiziertes Material muss nach einer Untersuchung amtlich visuell als frei von den in 
Anlage 4 Spalte 2 aufgeführten Viruskrankheiten befunden worden sein. Bestände von 
Zertifiziertem Material zur weiteren Erzeugung von Anbaumaterial von Prunusarten müssen 
einmal jährlich auf blattlaus- und pollenübertragbare Viren untersucht werden, bei blüten-
freien Beständen ist eine Untersuchung auf pollenübertragende Viren nicht erforderlich. 
 
 (4) Zur Erhaltung der genetischen Vielfalt kann die zuständige Behörde Anbaumaterial 
von Obstpflanzen zur Erzeugung von Kern- und Steinobst abweichend von § 14b Abs. 1 Nr. 1 
des Saatgutverkehrsgesetzes anerkennen, wenn 

1. die Sorte vor dem 1. Januar 1985 in Verkehr gebracht und die Sorte vor dem 24. Juli 
1998 angebaut worden ist, 

2. weder eine Sortenzulassung noch ein Antrag auf Sortenzulassung vorliegt und die Sorte 
nicht nach dem Sortenschutzgesetz geschützt ist, 

3. die Sorte oder die synonyme Bezeichnung in einer Liste des Bundessortenamtes aufge-
führt ist. 

Die Aufnahme in die Liste nach Satz 1 Nr. 3 erfolgt auf Antrag. Der Antrag muß innerhalb 
von zwei Jahren nach dem 24. Juli 1998 beim Bundessortenamt gestellt werden und die 
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Sortenbezeichnung sowie eine Erklärung über das Inverkehrbringen der Sorte vor dem 1. 
Januar 1985 und ihren Anbau vor dem 24. Juli 1998 enthalten. Auf Verlangen des Bundes-
sortenamtes ist die Sortenbeschreibung vorzulegen und ein Muster des Anbaumaterials be-
reitzustellen. Das Bundessortenamt prüft die Angaben und gibt die Liste der Sorten oder 
synonymer Bezeichnungen im Blatt für Sortenwesen bekannt. Die zuständige Behörde kann 
Anbaumaterial nach Satz 1 auch anerkennen, wenn der Sortenschutz nach Ablauf der in § 13 
des Sortenschutzgesetzes genannten Frist nicht mehr besteht und weder eine Sortenzulassung 
noch ein Antrag auf Sortenzulassung vorliegt. Die Sätze 2 und 5 gelten entsprechend. 
 
 (5) Als virusgetestet oder als virusfrei gilt auch Anbaumaterial, das vegetativ in einer 
bestimmten Anzahl von Vermehrungsstufen von entsprechend amtlich befundenem Material 
gewonnen worden ist, unter Bedingungen gehalten worden ist, die einen erneuten Befall 
durch die jeweiligen Viren verhindern und das Anbaumaterial frei von Anzeichen eines 
Befalls mit Schadorganismen ist. 
 
 (6) Anbaumaterial, das als Unterlage verwendet wird und keiner Sorte angehört, kann 

abweichend von Absatz 2 Satz 1 Nr. 1 anerkannt werden, wenn es art- und typenecht ist. 
(Satz 2 aufgehoben) 

 
 (7) Anbaumaterial, das als Unterlage verwendet wird und aus Samen gewonnen wurde, 
kann abweichend von Absatz 3 Nr. 1 Buchstabe a, Nr. 2 Buchstabe a und Nr. 3 Buchstabe a 
anerkannt werden, wenn es aus anerkanntem Samen hervorgegangen und auf Grund einer 
Untersuchung amtlich als sichtbar frei von den in Anlage 4 Spalte 2 aufgeführten 
Schadorganismen befunden worden ist. Dieses Anbaumaterial ist als zertifiziertes Material zu 
bezeichnen und kann als Unterlage für Vorstufen-, Basis- oder zertifiziertes Material 
verwendet werden. Im Fall der Verwendung als Unterlage für Vorstufenmaterial von Prunus-
Arten muss die Unterlage vor der Veredelung in einer Untersuchung amtlich als frei von 
blattlausübertragbaren Viren befunden worden sein.  
 
 (8) Samen kann abweichend von Absatz 3 Nr. 1 Buchstabe a, Nr. 2 Buchstabe a und 
Nr. 3 Buchstabe a anerkannt werden, wenn 

1. er von einem Baum stammt, der die Anforderungen nach den Absätzen  2 und 3 im 
übrigen erfüllt, oder 

2. er von einem Baum stammt, der keine Anzeichen eines Befalls mit den in Anlage 4 
Spalte 2 aufgeführten Schadorganismen zeigt und 

a) einer Sorte nach Absatz 2 Nr. 1 oder Absatz 4 angehört oder, 

b) sofern er keiner Sorte angehört, art- und typenecht ist und 

er im Fall von Prunus-Arten in einer Untersuchung amtlich als frei von samenübertrag-
baren Viren befunden worden ist.  

Dieses Anbaumaterial ist als zertifiziertes Material zu bezeichnen. 
 
 (9) Im Fall von Unterlagen kann die zuständige Behörde auf Antrag abweichend von 
Absatz 3 Nr. 2 Buchstabe a die Erzeugung von Basismaterial und abweichend von Absatz 3 
Nr. 3 Buchstabe a die Erzeugung von zertifiziertem Material in zusätzlichen Vermehrungs-
schritten zulassen. Sie kann dabei die Zulassung mit Auflagen insbesondere zur Anzahl der 
Vermehrungsschritte verbinden, soweit dies zur Einhaltung der pflanzengesundheitlichen 
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Anforderungen erforderlich ist. Darüber hinaus kann die zuständige Behörde auf Antrag für 
einen festzulegenden Zeitraum und für eine bestimmte Menge weitere Ausnahmen von 
Absatz 3 Nr. 1 Buchstabe a, Nr. 2 Buchstabe a und Nr. 3 Buchstabe a hinsichtlich der Anzahl 
der Vermehrungsschritte zulassen, soweit geeignetes Anbaumaterial einer Kategorie nicht in 
ausreichender Anzahl zur Verfügung steht, um daraus unmittelbar die nachfolgende Kategorie 
zu erzeugen. 

 

 

Unterabschnitt 3 
Kennzeichnung und Kontrolle 

§ 7 
Kennzeichnung 

 

 (1) Anbaumaterial darf zu gewerblichen Zwecken nur in den Verkehr gebracht werden, 
wenn es von einem Warenbegleitpapier oder Etikett begleitet wird, das folgende Angaben 
enthält: 

1. Bezeichnung "EG-Qualität"; 

2. Angabe "DDE"; 

3. Registriernummer und Angabe oder ein amtlich bekanntgemachtes Kennzeichen der für 
die Eintragung zuständigen Behörde; 

4. Lieferant und Seriennummer des Warenbegleitpapiers, Partienummer oder Nummer der 
Woche, in der das Anbaumaterial in den Verkehr gebracht wird; 

5. Ausstellungsdatum; 

6. Referenznummer der Saatgutpartie im Fall von Anbaumaterial von Gemüse, das direkt 
aus Samen gezogen worden ist; 

7. Art (botanische Bezeichnung oder bei Gemüse die landesübliche Bezeichnung); 

8. Sortenbezeichnung, Bezeichnung der Pflanzengruppe oder im Fall von Unterlagen, die 
keiner Sorte angehören, deren Bezeichnung; 

9. im Fall von Obstpflanzen die Kategoriebezeichnung und, soweit in einer Untersuchung 
das Anbaumaterial als virusgetestet oder virusfrei befunden worden ist, die Angabe"(vt)" 
für virusgetestet oder"(vf)" für virusfrei; 

10. Stückzahl oder Gewicht des Anbaumaterials; 

11. soweit das Anbaumaterial seinen Ursprung in einem Drittland hat, den Namen des Ur-
sprungslandes oder des Versandlandes. 

Die Sortenbezeichnung ist für Zierpflanzenarten, die ohne eine Bezugnahme auf die Sorte in 
Verkehr gebracht werden sollen, nicht erforderlich. Bei der Abgabe von Anbaumaterial an 
nicht gewerbliche Endverbraucher ist die Beschränkung der Kennzeichnung 

1. bei Zierpflanzen und Gemüsearten auf die Angaben nach Satz 1 Nr. 7 und 

2. bei Obstarten auf die Angaben nach Satz 1 Nr. 2, 3, 7, 8 und 9 

zulässig.“ 
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 (2) Derjenige, der das Anbaumaterial in den Verkehr bringt, stellt das Warenbegleit-
papier oder das Etikett aus. Das Warenbegleitpapier oder das Etikett darf nur zur Begleitung 
von Anbaumaterial einer Sendung verwendet werden. Eine Wiederverwendung für andere 
Sendungen ist unzulässig. 
 
 (3) Anstelle des Warenbegleitpapiers oder Etiketts nach Absatz 1 kann auch der 
Pflanzenpass nach § 13c der Pflanzenbeschauverordnung verwendet werden, sofern die 
Angaben nach Absatz 1 Nr. 1, 8 und 9 deutlich von den übrigen Angaben hervorgehoben 
sind. 
 

§ 8 
Kontrolle 

 

 (1) Die zuständige Behörde kontrolliert diejenigen, die nach § 3 registriert sind, min-
destens einmal jährlich. 
 
 (2) Stellt die zuständige Behörde bei registrierten Betrieben fest, daß die Verpflich-
tungen nach § 4 nicht erfüllt sind, so kann sie das Ruhen der Registrierung bis zur Behebung 
der festgestellten Mängel anordnen. 
 
 (3) Die zuständige Behörde kann Kontrollen während des Inverkehrbringens und in 
Empfangsbetrieben in Form von Stichproben durchführen.“ 
 
 (4) Stellt die zuständige Behörde fest, daß Anbaumaterial die Voraussetzungen dieser 
Verordnung nicht erfüllt, so ordnet sie die nach den Umständen erforderlichen Maßnahmen 
an, insbesondere 

1. dessen geeignete Behandlung oder 

2. dessen Vernichtung. 

 

§ 8a 
Vergleichsprüfungen 

 

 (1) Die zuständige Behörde kann über § 8 hinaus zur Durchführung von 
Vergleichsprüfungen in Betrieben und während des Inverkehrbringens Untersuchungen an 
Anbaumaterial durchführen und Proben entnehmen, um die Einhaltung der Anforderungen 
dieser Verordnung zu überprüfen. Sie kann die Proben auch an eine andere zuständige 
Behörde im Inland, die Vergleichsprüfungen nach Satz 1 durchführt, weiterleiten. 
 
 (2) Absatz 1 gilt entsprechend für gemeinschaftliche Vergleichsprüfungen, soweit diese 
auf Grund einer Entscheidung der Kommission der Europäischen Gemeinschaft nach 
 
1. Artikel 14 Abs. 2 der Richtlinie 98/56/EG des Rates vom 20. Juli 1998 über das 

Inverkehrbringen von Vermehrungsmaterial von Zierpflanzen (ABl. EG Nr. L 226 S. 16), 
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2. Artikel 20 Abs. 2 der Richtlinie 92/33/EWG des Rates vom 28. April 1992 über das 
Inverkehrbringen von Gemüsepflanzgut und Gemüsevermehrungsmaterial mit Ausnahme 
von Saatgut (ABl. EG Nr. L 157 S. 1) und 

3. Artikel 20 Abs. 2 der Richtlinie 92/34/EWG des Rates vom 28. April 1992 über das 
Inverkehrbringen von Vermehrungsmaterial und Pflanzen von Obstarten zur 
Fruchterzeugung (ABl. EG Nr. L 157 S. 10) 

in der jeweils geltenden Fassung durchgeführt werden. Die zuständige Behörde kann Proben 
auch an eine andere zuständige Behörde im Inland oder in einem anderen Mitgliedstaat, die 
Vergleichsprüfungen nach Satz 1 durchführt, weiterleiten. 
 
 (3) Stellt die zuständige Behörde bei den Untersuchungen nach Absatz 1 oder 2 fest, 
dass Anbaumaterial die Voraussetzungen dieser Verordnung nicht erfüllt, gilt § 8 Abs. 4 
entsprechend. 
 
 (4) Bei der Durchführung der Untersuchungen und Versuche nach Absatz 1 und 2 wirkt 
die Biologische Bundesanstalt für Land- und Forstwirtschaft nach § 33 Abs. 2 Nr. 10 des 
Pflanzenschutzgesetzes in Abstimmung mit der zuständigen Behörde mit. 

 

§ 8b 
Mitteilungen 

 

Der Biologischen Bundesanstalt für Land- und Forstwirtschaft wird die Befugnis zum 
Verkehr mit der Kommission der Europäischen Gemeinschaft oder den zuständigen Behörden 
anderer Mitgliedstaaten in folgenden Fällen übertragen: 

1. Mitteilungen über Beanstandungen bei Sendungen von Anbaumaterial, wenn die 
Sendung nicht von einem Warenbegleitpapier, Etikett oder Pflanzenpass begleitet 
gewesen ist, diese sich als fehlerhaft erwiesen haben oder Maßnahmen nach § 8 Abs. 4 
angeordnet worden sind, 

2. Mitteilungen über Kontrollen, Befunde und Maßnahmen nach § 8, 

3. Mitteilungen über die Durchführung, den Stand und die Ergebnisse von 
Vergleichsprüfungen nach § 8a Abs. 1 und 2 sowie über Maßnahmen, die nach § 8a 
Abs. 3 angeordnet worden sind. 

 

Abschnitt 3 
Ein- und Ausfuhr 

§ 9 
Einfuhr 

 
 (1) Anbaumaterial aus einem Drittland darf zu gewerblichen Zwecken nur eingeführt 
werden, wenn der Einführer vor der Einfuhr sichergestellt hat, dass das einzuführende 
Anbaumaterial solchem Anbaumaterial gleichwertig ist, das die Anforderungen des § 5 Abs. 1 
sowie im Fall von anerkanntem Anbaumaterial die Anforderungen des § 6 dieser Verordnung 
erfüllt.  
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 (2) Anbaumaterial darf zu gewerblichen Zwecken aus einem Drittland nur eingeführt 
werden, wenn es von einem Dokument begleitet wird, das folgende Angaben in einer Amts-
sprache der Europäischen Gemeinschaft enthält:  

1. Ursprungsland, 

2. Name des Absenders, 

3. Name des Empfängers, 

4. Seriennummer, Partiennummer oder Nummer der Woche, in der die Einfuhr erfolgt, 

5. Ausstellungsdatum, 

6. Art (botanische Bezeichnung), 

7. Sortenbezeichnung, Bezeichnung der Pflanzengruppe oder im Fall von Unterlagen, die 
keiner Sorte angehören, deren Bezeichnung, 

8. im Fall von Obstpflanzen die Kategoriebezeichnung und im Fall von anerkanntem 
Anbaumaterial von Obst die Angabe „(vt)“ für virusgetestet oder „(vf)“ für virusfrei, 

9. Stückzahl oder Gewicht des Anbaumaterials, 

10. Bestätigung über die Gleichwertigkeit des Anbaumaterials mit solchem Anbaumaterial, 
das die Anforderungen des § 5 Abs. 1 und im Fall von anerkanntem Anbaumaterial die 
Anforderungen des § 6 dieser Verordnung erfüllt. 

Für Anbaumaterial von Zierpflanzen ist die Angabe nach Satz 1 Nr. 7 nicht erforderlich, 
sofern das Anbaumaterial nicht mit Bezugnahme auf die Sorte in Verkehr gebracht werden 
soll.  
 
 (3) Wird das Anbaumaterial von einem Pflanzengesundheitszeugnis begleitet, das die 
Anforderungen des Internationalen Pflanzenschutzübereinkommens erfüllt, so können die 
Angaben nach Absatz 1 auf diesem eingetragen sein. Dabei kann die erforderliche Angabe 
nach Absatz 2 Satz 1 Nr. 7 in dem Feld „Unterscheidungsmerkmale“ und die Angabe nach 
Absatz 2 Satz 1 Nr. 8 sowie die Angabe nach Absatz 2 Satz 1 Nr. 10 für anerkanntes 
Anbaumaterial in dem Feld „Zusätzliche Erklärung“ eingetragen werden.  
 
 (4) Die Einfuhr ist nur über die nach § 36 des Pflanzenschutzgesetzes für pflanzen-
beschaupflichtige Einfuhren im Bundesanzeiger bekannt gegebenen Zollstellen zulässig. 
Anbaumaterial wird von der zuständigen Behörde an der Einlassstelle oder an einem anderen 
geeigneten Ort vor der zollamtlichen Abfertigung auf die Erfüllung der Anforderungen nach 
§ 5 Abs. 4 dieser Verordnung stichprobenweise untersucht. Anerkanntes Anbaumaterial von 
Obst muss zusätzlich zumindest als sichtbar frei von den in Anlage 4 Spalte 2 aufgeführten 
Viruskrankheiten befunden worden sein. 
 
 (5) Wer Anbaumaterial aus einem Drittland einführt, hat  

1. der für seine Registrierung zuständigen Behörde die Einfuhr von Anbaumaterial unter 
Angabe des Bestimmungsortes innerhalb einer Woche nach der Einfuhr schriftlich anzu-
zeigen und dabei im Fall von anerkanntem Anbaumaterial von Obst zusätzlich eine 
amtliche Bescheinigung des Ursprungslandes über die Gleichwertigkeit des eingeführten 
Anbaumaterials mit anerkanntem Anbaumaterial nach § 6 dieser Verordnung vorzulegen, 
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2. einen Nachweis nach Maßgabe des folgenden Satzes 3 über den Vertrag mit dem 
Lieferanten im Drittland mindestens ein Jahr, im Fall von Anbaumaterial von Obstarten 
zur Fruchterzeugung mindestens drei Jahre, aufzubewahren.  

Im Fall des Satzes 1 Nr. 1 gilt die amtliche Bescheinigung im Pflanzengesundheitszeugnis als 
amtliche Bescheinigung für anerkanntes Anbaumaterial. Aus dem in Satz 1 Nr. 2 genannten 
Nachweis müssen mindestens folgende Angaben hervorgehen: 

1. Name und Anschrift des Lieferanten, 

2. Stückzahl oder Gewicht des Anbaumaterials, 

3. Art (botanische Bezeichnung), 

4. Zweckbestimmung, aus der sich insbesondere ergibt, ob das Anbaumaterial zur 
gewerblichen Weiterkultur oder für die Abgabe an den Endverbraucher vorgesehen ist. 

 

§ 10 
Ausfuhr 

 

 Anbaumaterial, das für die Ausfuhr in einen Staat außerhalb der Europäischen Gemein-
schaft bestimmt ist und nicht den Anforderungen dieser Verordnung entspricht, ist von 
Anbaumaterial, das die Anforderungen dieser Verordnung erfüllt, deutlich getrennt zu halten 
und als solches zu kennzeichnen. 

 

Abschnitt 4 
Schlussbestimmungen 

§ 11 
Ausnahmen 

 

 (1) Die zuständige Behörde kann für Betriebe Ausnahmen von § 4 zulassen und von 
Kontrollen nach § 8 absehen, soweit 

1. das Anbaumaterial im Betrieb abgegeben oder auf Wochenmärkten nach § 67 Abs. 1 der 
Gewerbeordnung in Verkehr gebracht wird und 

2. das Anbaumaterial für nicht gewerbliche Endverbraucher bestimmt ist. 

 (2) Die zuständige Behörde kann auf Antrag Ausnahmen von den §§ 4 und 5 für 
Anbaumaterial genehmigen, das für wissenschaftliche Zwecke, für Züchtungs- und 
Ausstellungszwecke oder zur Erhaltung der genetischen Vielfalt bestimmt ist. 

 

§ 12 
Ordnungswidrigkeiten 

 

 (1) Ordnungswidrig im Sinne des § 60 Abs. 1 Nr. 3 des Saatgutverkehrsgesetzes handelt, 
wer vorsätzlich oder fahrlässig 
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1. entgegen § 4 Abs. 5 oder § 9 Abs. 5 Satz 1 Nr. 2 einen Nachweis nicht oder nicht für die 
vorgeschriebene Dauer aufbewahrt, 

2. entgegen § 7 Abs. 1 Satz 1 Anbaumaterial in den Verkehr bringt,  

3. entgegen § 9 Abs. 1, § 9 Abs.  2 Satz 1 oder Abs. 4 Satz 1 Anbaumaterial einführt oder 

4. entgegen § 9 Abs. 5 Satz 1 Nr. 1 eine Anzeige nicht, nicht richtig oder nicht rechtzeitig 
erstattet. 

 
 (2) Ordnungswidrig im Sinne des § 40 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe a des 
Pflanzenschutzgesetzes handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig entgegen § 4 Abs. 3 Satz 1 
eine Anzeige nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig erstattet. 

 
 

(§ 13) 
aufgehoben 

 
Inkrafttreten 


	Abschnitt 1Allgemeine Vorschriften
	§ 1Anwendungsbereich
	§ 2Begriffsbestimmungen

	Abschnitt 2Inverkehrbringen
	Unterabschnitt 1Allgemeine Vorschriften
	§ 3Registrierung
	§ 4Pflichten der Betriebe
	§ 5Anforderungen an Standardmaterial

	Unterabschnitt 2Anerkanntes Anbaumaterialvon Kern und Steinobst
	§ 6Anerkanntes Anbaumaterial

	Unterabschnitt 3Kennzeichnung und Kontrolle
	§ 7Kennzeichnung
	§ 8Kontrolle
	§ 8aVergleichsprüfungen
	§ 8bMitteilungen


	Abschnitt 3Ein- und Ausfuhr
	§ 9Einfuhr
	§ 10Ausfuhr

	Abschnitt 4Schlussbestimmungen
	§ 11Ausnahmen
	§ 12Ordnungswidrigkeiten
	(§ 13)


